Fukushima - Kapstadt?
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Energiefachleute und Umweltschützer in Südafrika sind besorgt darüber, dass Berichten zufolge (Vgl. afrika süd 2/11, S. 4) die Regierung ihres Landes angeblich dabei ist, ungeachtet der Atomkatastrophe in Japan den Bau von sechs Atomkraftwerken vorzubereiten, statt etwa auf erneuerbare Energie zu setzen, um die angestrebte Aufstockung der Stromversorgung bis 2023  um 23 Prozent zu erreichen. Das Schwellenland Südafrika verfügt bisher über nur ein Atomkraftwerk; über 90 Prozent des Strombedarfs wird aus Kohle und nur 2 Prozent aus nachwachsenden Rohrstoffen gedeckt. 
Sonne, Wind und Wasser als Energiequellen sollten im weitläufigen und vielschichtigen Territorium zwischen dem Atlantischen und dem Indischen Ozean naheliegend und geradezu selbstverständlich sein.  Schwer lösbare Fragen des Zivil- und Naturschutzes vor Unfallfolgen und Konzepte zur Endlagerung von radioaktivem Gift, die andernorts – z.B. in Deutschland – derzeit für heftige Auseinandersetzungen sorgen, werden in Südafrika erst nicht entsprechend öffentlich besprochen.  Selbst im Hinblick auf die 2012 in Durban stattfindende nächste Runde der UN-Klimagespräche scheinen die Entscheidungstragenden in Pretoria sich nicht einmal durch die jüngsten Erschütterungen von Fukushima zum erhofften Umdenken zugunsten der Sonnen-, Biomasse- und Windenergie anstelle der Kernenergie veranlasst zu sehen.
Wurde 2009 auf der UN-Klimakonferenz in Kopenhagen nicht etwa gefordert, dass künftig nicht die Atomkraft, sondern die erneuerbaren Energien eine größere Rolle spielen sollen?  Wieso stehen am Kap der Guten Hoffnung Solarenergie und Windkraft zwar auf dem Plan, wohl aber nicht in angemessen großem Rahmen entsprechend der geostrategischen Potentialen, über die das Land im Gegensatz zu vergleichbaren Staaten verfügt?
Frieden und Verlässlichkeit den Vorrang sichern
Zwar ist Südafrika - nicht zuletzt mittels Großprojekten im Energieversorgungssektor – auf der ganzen Linie bemüht, möglichst rasch und nachhaltig etliche von der Kolonial- und Apartheidzeit geerbte Versäumnisse zu beheben und Gefälle im Versorgungssystem auszugleichen, um innenpolitisch sozialen Frieden herzustellen und wirtschaftliche Stabilität zu sichern, die absoluten Vorrang haben und unverzichtbar sein sollen, wenn die Beiträge der jungen Demokratie bei regionalen, kontinentalen und globalen Gemeinschaftsaufgaben der Staatengemeinschaften SADC, AU und der UNO zur Nahrungs- und Friedenssicherung überhaupt wirksam werden sollten, jedoch wäre das Land gut beraten, dabei sorgfältiger und umsichtiger zu verfahren und vorhersehbare Katastrophenherde großräumig zu umschiffen.  Ein Dach überm Kopf und Zugang zu Trinkwasser – geschweige denn zum Stromanschluss - sind für Millionen zwar immer noch unerfüllte Bedürfnisse, es  kann aber auch nicht gleichgültig sein, welche Folgen in Kauf zu nehmen sind, wenn diese berechtigte Belange endlich befriedet werden sollten. 
Es ist anzunehmen, dass sollte die Öffentlichkeit einmal objektiv und eingehend über die Vor- und Nachteile diverser Energiequellen informiert und aktiv an Entscheidungsprozessen beteiligt werden, ist es nach derzeitiger Lage höchstunwahrscheinlich, dass die Kernkraft überhaupt in Betracht kommen und der avisierte Bau von Kernreaktoren Zustimmung finden könnte.  Lobbyisten der Atomkraft können und sollten daher nicht die maßgebliche Stimme bleiben in einer Frage von solch tiefgreifender Verantwortlichkeit und weitreichender Konsequenzen.
Explosionsgefahren lauern ohnehin allenthalben 
Die bekannten sozio-politischen Vorzüge und erhofften ökologischen Vorteile regenerativer Energiequellen, die Ausbildungs- und Broterwerbsmöglichkeiten mit einschließen, wollen ja erst erwirtschaftet worden sein.  Sie erfordern zwar weitsichtiges, geduldiges und entbehrungsbereites Wirtschaften, würden dem Schwellenland mit seinen vielfältigen natürlichen und menschlichen Potentialen jedoch eine verhältnismäßig krisenärmere Lebensgrundlage für seine weitgehend immer noch sehr polarisierte Bevölkerung und berechenbarere Handlungsperspektiven ermöglichen können – und das in einer Zeit, in der weltweit innenpolitische Konflikte vulkanartig aufbrechen und um sich greifen und  die  Welt aus den Fugen zu hebeln drohen.  
Fukushima mahnt zum Umdenken und erfordert politisches Handeln, das umsichtig verfährt und sich der Lebenserhaltung verpflichtet weiß.
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